
Aktenzeichen: 4 AZR 158/02 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 19. Februar 2003 

-4  AZR 158/02-

1. Arbeitsgericht 
Stade

Urteil vom 31. Januar 2001 
-1 Ca 990/98 E -

II. Landesarbeitsgericht 
Niedersachsen

Urteil vom 17. Dezember 2001 
- 5 Sa 283/01 E -

Für die Amtliche Sammlung: Nein

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung: Angestellter im Straßenbauamt

Gesetze:
BAT 1975 §§ 22, 23; Anlage 1 a zum BAT/BL VergGr. VII, VergGr. VI b, 
VergGr. V c, VergGr. V b, VergGr. IV b

Leitsätze:
keine
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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 158/02
5 Sa 283/01 E 
Landesarbeitsgericht 
Niedersachsen

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
19. Februar 2003

URTEIL
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

gegen

beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsbeklagtes Land,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 19. Februar 2003 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Schliemann, die. Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Friedrich und Dr. Wolter, die eh­

renamtlichen Richter Jürgens und Gotsche für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Niedersachsen vom 17. Dezember 2001 - 5 Sa 
283/01 E - wird zurückgewiesen.
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- 2 -

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die zutreffende Eingruppierung des Klägers. Der 

Kläger begehrt Vergütung nach VergGr. IV b BAT/BL nach sechsjähriger Bewährung in 

Fallgr. 1 a der VergGr. V b der Vergütungsgruppen des Allgemeinen Teils (Teil I) der 

Anlage 1 a zum BAT/BL.

Der am 1. Juli 1940 geborene Kläger war seit dem 1. September 1970 bei 

dem beklagten Land im Straßenbauamt S beschäftigt. Die Parteien sind tarifgebunden. 

Außerdem finden auf das Arbeitsverhältnis der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) 

sowie die diesen ergänzenden Tarifverträge nebst Änderungen und Ergänzungen in 

der jeweils gültigen Fassung kraft arbeitsvertraglicher Inbezugnahme Anwendung.

Der Kläger war zunächst als technischer Angestellter eingruppiert. Er erhielt 

Vergütung nach VergGr. VI b BAT und seit dem 1. November 1973 Vergütung nach 

VergGr. V b BAT (Fallgr. 1 des Teils II Abschn. L Unterabschn. I der Vergütungsord­

nung Bund/Länder - Techniker-Tarifvertrag -).

Nach der Tätigkeitsdarstellung und -bewertung - Angestellte -" vom 31. Mai 

1999 erhielt der Kläger den Dienstposten 1183 "Anbau an Verkehrsstraßen11 des Be­

reichs "Angelegenheiten Straßenrecht" des Sachgebiets 11 "Verwaltungsangelegen­

heiten, Personal, innerer Dienst" des Straßenbauamtes S des beklagten Landes über­

tragen. Der Kläger erhielt weiter Vergütung nach VergGr. V b BAT.

Das Aufgabengebiet des Klägers ist in der "Tätigkeitsdarstellung und - 

bewertung - Angestellte -" vom 31. Mai 1999 wie folgt beschrieben:

01 Bearbeiten der Anträge auf Befreiung vom 
Bauverbot für Hochbauten, bauliche Anlagen 
oder Anlagen der Außenwerbung (einschl.
Festsetzen der Verwaltungskosten) an Stra­
ßen des überörtlichen Verkehrs 40 %

02 Bearbeiten von Widersprüchen (Abhilfe oder
Abgabe an die Bezirksregierung mit Stellung­
nahme) 5 %
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03 Verfolgen von Ordnungswidrigkeiten gern.
§ 23 FStrG und § 61 NStrG 

04 Fertigen von Kassenanordnungen

15%

1 0 %

05 Fertigen von Stellungnahmen an die Bauge­
nehmigungsbehörde oder selbständige Ge­
nehmigung im Baugenehmigungsverfahren 
einschl. Festsetzen der Auslagen in nicht 
schwierigen Fällen 18%

06 Fertigen von Stellungnahmen an die Bauge­
nehmigungsbehörde oder selbst. Genehmi­
gung einschl. Festsetzen der Auslagen in 
schwierigen Fällen 12 %

Der Kläger bearbeitete in den Jahren 1996 bis 2000 589, 701, 639, 596 und 

598 Vorgänge. Er führte für die Zeit vom 1. August bis 30. August 1996 einen Tätig­

keitsnachweis, den er dem beklagten Land zur Kenntnis gab. Das beklagte Land sah 

den nicht zu den Gerichtsakten gelangten Nachweis als nicht ausreichend an.

Um für die jeweiligen Bauanträge eine ordnungsgemäße Bearbeitung zu ge­

währleisten, führte der Kläger örtliche Überprüfungen, Ortstermine und Besprechungen 

mit Bauherrn, Behörden und Architekten "durch. Dabei und bei der Beurteilung der 

Bauanträge hilft ihm seine technische Ausbildung. Er verwendet bei seinen Entschei­

dungen von ihm selbst entworfene oder weiterentwickelte Vordrucke und Musterbriefe. 

Bei ablehnenden Entscheidungen im Rahmen der Tätigkeiten 01, 02 und 06 der "Tä­

tigkeitsdarstellung und -bewertung - Angestellte -" vom 31. Mai 1999 mußte der Kläger 

teilweise fallbezogene Ablehnungsbegründungen fertigen. Er unterschrieb die seinen 

Tätigkeitsbereich betreffenden Entscheidungen der Behörde in der Regel selbst.

Die Parteien streiten insbesondere um die tarifliche Wertigkeit der Tätigkeit 01 

der "Tätigkeitsdarstellung und -bewertung - Angestellte vom 31. Mai 1999. Der Klä­

ger bearbeitete durchschnittlich 65 Fälle pro Jahr; in etwa 80 % der Anträge wurden 

zustimmende Bescheide erteilt. Bei der Bearbeitung der Anträge auf Befreiung von 

Bauverboten für Hochbauten, bauliche Anlagen oder Anlagen über Außenwerbung an 

Straßen des überörtlichen Verkehrs hat der Kläger die "Straßen- und verkehrsmäßigen 

Belange" wahrzunehmen. Derartige Bauvorhaben liegen außerhalb von Ortsdurch­

fahrten an Bundes- oder Landesstraßen. Bis 20 Meter Abstand vom Fahrbahnrand 

besteht ein Bauverbot nach § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (BFStrG) oder nach 

§ 24 Abs. 1 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG). Der Kläger hat zu prüfen, ob 

im Einzelfall Ausnahmen von diesen Verboten nach Maßgabe des § 9 Abs. 8 BFStrG
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oder nach § 24 Abs. 7 NStrG zugelassen werden können. Voraussetzung für eine sol­

che Ausnahmegenehmigung ist, daß die Versagung der Genehmigung im Einzelfall zu 

einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit öffent­

lichen Belangen vereinbar ist, oder wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Ab­

weichung erfordern. Der Kläger hat in seinem Aufgabenbereich abzuwägen, ob eine 

Ausnahmegenehmigung überhaupt erteilt werden kann und ob sie ggf. mit Auflagen 

oder Bedingungen zu versehen ist. Über jeden Bauantrag, der einer Beurteilung nach 

diesem Arbeitsvorgang unterliegt, wird durch Bescheid gegenüber dem Antragsteller 

entschieden. Bis zur Rechtskraft dieses Bescheides ruht das Baugenehmigungsverfah­

ren.

Von derartigen Bauvorhaben außerhalb einer Ortschaft gehen insbesondere 

dann erhöhte Gefahren für den Straßenverkehr aus, wenn eine Zufahrt zur Bundes- 

bzw. Landesstraße besteht. Die besonderen Gefahrenquellen, die der Kläger im ein­

zelnen beschrieben hat, sind bedingt durch die außerorts gefahrenen erhöhten Ge­

schwindigkeiten, die insbesondere zum Tragen kommen beim Linksabbiegen, bei Dun­

kelheit, beim Parken an der Straße sowie bei deren Überquerung durch Fußgänger, 

vor allem durch Kinder und ältere Menschen. Diese Gesichtspunkte muß der Kläger 

bei seiner Entscheidung berücksichtigen.

Unter Berufung auf die rechtskräftige Entscheidung der Vierten Kammer des 

Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 7. Juni 1995 - 4 Sa 2327/94 E -, mit der der 

Klage eines Arbeitnehmers beim Straßenbauamt L stattgegeben worden war, dem 

ähnliche Arbeitsaufgaben übertragen worden waren, verlangte der Kläger wiederholt 

erfolglos Vergütung nach VergGr. IV b BAT, zuletzt mit Schreiben vom 14. August 

1998.

Mit der beim Arbeitsgericht am 7. September 1998 eingegangenen Klage 

verfolgt der Kläger sein Begehren weiter, ab 1. Januar 1996 nach VergGr. IV b BAT 

vergütet zu werden. Er hat die Auffassung vertreten, die ihm übertragenen Tätigkeiten 

erforderten in den Tätigkeiten 01, 02 und 06 gründliche, umfassende Fachkenntnisse 

und selbständige Leistungen iSd. VergGr. V b Fallgr. 1 a des Teils I der Anlage 1 a 

zum BAT, so daß er nach sechsjähriger Bewährung in dieser Vergütungsgruppe Ver­

gütung nach der VergGr. IV b BAT beanspruchen könne. Er hat behauptet, die einem 

Arbeitsvorgang entsprechende Tätigkeit 01 sei mit 45 % seiner Arbeitszeit belegt, der 

Zeitanteil der unter 02 aufgeführten Tätigkeiten betrage 10 % und die Tätigkeiten unter 

06 belegten 20 % seiner Arbeitszeit. Für die einen Arbeitsvorgang bildenden Tätigkei-
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ten 01 seien umfassende Kenntnisse erforderlich, wobei an dieses Merkmal keine 

übersteigerten Anforderungen gestellt würden dürften; eine juristische Ausbildung kön­

ne nicht verlangt werden. Die Aufgaben könnten von ihm nur verrichtet werden, weil er 

über grundlegende Kenntnisse cles Baurechts, des Bauordnungs- und Bauplanungs­

rechts, damit zusammenhängender Gesetze sowie des Verwaltungs- und Verwal­

tungsverfahrensrechts verfüge. Er müsse die neueste Rechtsprechung und jeweils die 

Erlaßlage kennen und anwenden, die im Baurecht ständigem Wandel unterliege. Hinzu 

komme, daß das beklagte Land das Wissen des Klägers als Techniker ausdrücklich 

genutzt habe; ihm sei ein mit der Musterarbeitsplatzbeschreibung nicht übereinstim­

mender "Mischarbeitsplatz" zugewiesen. Die für den technischen Bereich an sich zu­

ständigen Straßenbaumeister hätten schon aus Zeitgründen die Örtlichkeit nur in sehr 

geringem Maße mit dem jeweiligen Bauantrag abgleichen können. Seine technische 

Vorbildung sei in den Besprechungen mit Architekten, Bauherrn und Behördenvertre­

tern zum Tragen gekommen. Das beklagte Land bewerte die Arbeitsvorgänge darstel­

lenden Tätigkeiten 01 und 06 widersprüchlich. Während er im Rahmen der Tätigkeiten 

06, die auch aus der Sicht des beklagten Landes umfassende Fachkenntnisse voraus­

setze, nur eine behördeninterne Stellungnahme abgebe, erstelle er bei den Tätigkeiten 

01 einen rechtsbehelfsfähigen Bescheid. Hinsichtlich der Tätigkeiten 01 unterscheide 

das beklagte Land im Gegensatz zu den Tätigkeiten 05 und 06 nicht zwischen schwie­

rigen und weniger schwierigen Tätigkeiten. Dem Kläger seien sämtliche Arbeiten über­

tragen worden. Er sei nicht angewiesen gewesen, schwierige Vorgänge mit seinem 

Vorgesetzten abzustimmen.

Zum Nachweis des Erfordernisses umfassender Kenntnisse verweist der Klä­

ger mit der Anlage zur Berufungsbegründung auf Fallbeispiele: Errichtung einer Tank­

stelle an einer stark befahrenen Bundesstraße, Errichtung eines Altenteilwohnhauses 

an einer Landesstraße, Anbringen von Werbetafeln und von Vorankündigungsschil­

dern, Errichtung der Anlage einer Kies- und Sandgrube.

Der Kläger hat zuletzt beantragt

festzustellen, daß das beklagte Land verpflichtet ist, an ihn seit 
dem 1. Januar 1996 Vergütung nach VergGr. IV b BAT zu zah­
len und die sich jeweils ergebenden monatlichen Differenzbe­
träge zwischen beantragter und gezahlter Vergütung mit 5 % 
über dem Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank seit dem 
11. September 1998 zu verzinsen.
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Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es hat die Auffas­

sung vertreten, der Klagevortrag sei nicht schlüssig. Es bestätigt die dem Kläger über­

tragenen Tätigkeiten, nicht jedoch den prozentualen Anteil an der Arbeitszeit des Klä­

gers. Außerdem sieht das beklagte Land das Qualifizierungsmerkmal der umfassenden 

Fachkenntnisse nur hinsichtlich der Tätigkeiten 06 als erfüllt an und gelangt damit zu 

dem Ergebnis, der Arbeitsplatz des Klägers sei nach der VergGr. V  c BAT zu bewer­

ten. Die dem Kläger übertragenen Arbeiten setzten nicht im zeitlich geforderten Um­

fang umfassende Kenntnisse voraus. Die Rechtskenntnisse des Klägers beschränkten 

sich im wesentlichen auf wenige Normen des sog. Straßenbaurechts und auf elemen­

tare Kenntnisse des Verwaltungsrechts. Der Kläger habe baurechtliche Vorschriften 

nur anzuwenden, soweit diese "fernstraßenrechtliche Relevanz" aufwiesen. Außerdem 

sei zu beachten, daß sich der Vollzug der Gesetze durch Verwaltungsvorschriften in 

üblichen, gleichartigen Mustern bewege. Die weit überwiegende Anzahl der Fälle sei in 

der rechtlichen und tatsächlichen Handhabung einfach. Auch der Kläger nehme nicht 

für sich in Anspruch, daß die unter 03 bis 05 aufgeführten Einzeltätigkeiten (43 % der 

Gesamtarbeitszeit) umfassende Fachkenntnisse erforderten. Wie die Tätigkeiten 05 

und 06 ließen sich auch die Tätigkeiten 01 nach Schwierigkeitsgraden aufteilen mit der 

Folge, daß ein weiterer Anteil des Arbeitsplatzes sogar geringer zu bewerten sei. Kei­

nesfalls seien für mindestens 50 % der Tätigkeit umfassende Fachkenntnisse voraus­

zusetzen. Umfassende Fachkenntnisse seien selbst für die Tätigkeiten 01 nicht erfor­

derlich, weil es sich nicht um standardisierte Vorgänge handele. In diesen Fällen habe 

der Kläger Rücksprache zu nehmen bei dem zuständigen Dezernenten, dem Pla­

nungsdezernenten, dem Behördenleiter oder dem für den Bereich zuständigen Juri­

sten. Zur Prüfung der tatsächlichen Durchführbarkeit der Bauvorhaben sei der Kläger 

auf Grund seiner technischen Vorbildung zwar in der Lage, sie gehöre indes nicht zu 

seinen ihm übertragenen Aufgaben. Damit seien die Straßenmeistereien in einer Art 

Vorprüfungsstation befaßt, die in einem dafür entwickelten Formblatt eine Stellung­

nahme abzugeben hätten. Bei Bauanträgen, die unter die Tätigkeit 01 fielen, erfolge 

die Erhebung des Sachverhaltes durch die jeweilige Straßenmeisterei auf dem ge­

nannten Formblatt. Der Kläger habe nur die festgestellten Daten in einen Vordruckbe­

scheid zu übernehmen und zusätzliche Verwaltungskosten zu berechnen. Der Kläger 

habe nicht dargestellt, was bei den von ihm vorgelegten Fallbeispielen die gründlichen, 

umfassenden Fachkenntnisse im Vergleich zu den gründlichen und vielseitigen Fach­

kenntnissen iSd. Fallgr. 1 a der VergGr. V c ausmachen solle.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Soweit der Kläger Kenntnisse auf Grund seiner Ausbildung als Techniker ein­

setze, seien diese zwar nützlich, beträfen aber nicht die von ihm "auszuübende" Tätig­

keit. Die anerkannten Fähigkeiten des Klägers seien für die Eingruppierung ebensowe­

nig beachtlich wie die Qualität seiner Arbeit und die darauf basierenden positiven Be­

urteilungen. Es sei einfach unzutreffend, wenn der Kläger schlicht behaupte, die Tätig­

keiten 01 erforderten gründliche, umfassende Fachkenntnisse.

Das Arbeitsgericht hat nach Beweisaufnahme durch Vernehmung des Bau­

oberrats R und des Regierungsamtsrats L als Zeugen über die Behauptung des Klä­

gers, er habe die gesamten ihm übertragenen Tätigkeiten eigenverantwortlich und 

selbständig wahrgenommen, die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die 

Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelasse­

nen Revision verfolgt der Kläger seinen Klageantrag mit der Maßgabe weiter, daß die 

begehrte Vergütung bis zum 31. Dezember 2002 zu zahlen ist, nachdem der Kläger zu 

diesem Zeitpunkt aus den Diensten des beklagten Landes ausgeschieden ist. Das be­

klagte Land beantragt, die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Entscheidunasaründe

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben die Klage 

im Ergebnis zu Recht abgewiesen.

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Vergütung nach VergGr. IV b BAT ab

1. Januar 1996 bis 31. Dezember 2002. Er erfüllt die Voraussetzungen der VergGr. V  b 

Fallgr. 1 a des Allgemeinen Teils der Anlage 1 a zum BAT/BL nicht. Deswegen ist er 

nicht im Wege der Bewährung aus der VergGr. V b in die VergGr. IV b aufgestiegen.

I. Die Klage ist zulässig. Es handelt sich um eine Eingruppierungsfeststellungs­

klage, die im öffentlichen Dienst allgemein üblich ist und gegen deren Zulässigkeit 

nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts keine Bedenken bestehen 

(zB Senat 22. März 1995 - 4 A Z R  71/94 - AP BAT 1975 §§22, 23 Nr. 194, zu I der 

Gründe). Das gilt auch, soweit der Kläger die gerichtliche Feststellung anstrebt, die 

fälligen monatlichen Nettodifferenzbeträge seit Rechtshängigkeit verzinslich zu stellen. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Senats sind Anträge, rückständige Differenzbe-
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träge zu verzinsen, prozessual nicht zu beanstanden (vgl. nur Senat 22. März 1995 

- 4 AZR 71/94 - aaO).

II. Die sonach zulässige Klage ist nicht begründet.

1. Für das Arbeitsverhältnis der Parteien gilt kraft beiderseitiger Tarifgebunden­

heit der BAT in der für das beklagte Land maßgebenden Fassung (BAT/BL) mit unmit­

telbarer und zwingender Wirkung (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 TVG). Außerdem bestimmt 

sich das Arbeitsverhältnis der Parteien kraft arbeitsvertraglicher Vereinbarung nach 

diesem Tarifvertrag.

2. Der Klage kann nur stattgegeben werden, wenn die vom Kläger nicht nur vor­

übergehend auszuübende Tätigkeit zeitlich mindestens zur Hälfte aus Arbeitsvorgän­

gen besteht, die das von ihm für sich in Anspruch genommene Tätigkeitsmerkmal der 

VergGr. V  b Fallgr. 1 a erfüllen. Nur dann kann er im Wege der Bewährung aus 

VergGr. V b in die VergGr. IV b (Fallgr. 2) aufgestiegen sein (§ 22 Abs. 2 Unterabs. 2 

BAT).

Die hier ausschließlich anzuwendenden allgemeinen Tätigkeitsmerkmale der 

Anlage 1 a zum BAT/BL haben, soweit sie für die Entscheidung des Rechtsstreits von 

Bedeutung sind, folgenden Wortlaut:

"Vergütungsgruppe IV b

l a .  ...

lb .  ...

2. Angestellte, die nach mit dem Hinweiszeichen * gekenn- 
• zeichneten Tätigkeitsmerkmalen in der Vergütungsgrup­

pe V a oder V b eingruppiert sind, nach sechsjähriger 
Bewährung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe V a 
oder V b.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 13)

Vergütungsgruppe V b

1a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst 
und im Außendienst, deren Tätigkeit gründliche, umfas­
sende Fachkenntnisse und selbständige Leistungen er­
fordert.
(Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten ge­
genüber den in den Fallgruppen 1 a der Vergütungsgrup-
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pen VII, VI b und V c geforderten gründlichen und vielsei­
tigen Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der 
Breite nach.)*
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 9)

Vergütungsgruppe V c

1a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst 
und im Außendienst, deren Tätigkeit gründliche und viel­
seitige Fachkenntnisse und selbständige Leistungen er­
fordert.

(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brau­
chen sich nicht auf das gesamte Gebiet der Verwaltung 
[des Betriebes], bei der der Angestellte beschäftigt ist, zu 
beziehen. Der Aufgabenkreis des Angestellten muß aber 
so gestaltet sein, daß er nur beim Vorhandensein gründli­
cher und vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß be­
arbeitet werden kann. Selbständige Leistungen erfordern 
ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechen­
des selbständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter 
Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte 
geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen.) 
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 9)

Vergütungsgruppe VI b

1a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst 
und im Außendienst, deren Tätigkeit gründliche und viel­
seitige Fachkenntnisse und mindestens zu einem Fünftel 
selbständige Leistungen erfordert.

(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brau­
chen sich nicht auf das gesamte Gebiet der Verwaltung 
[des Betriebes], bei der der Angestellte beschäftigt ist, zu 
beziehen. Der Aufgabenkreis des Angestellten muß aber 
so gestaltet sein, daß er nur beim Vorhandensein gründli­
cher und vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß be­
arbeitet werden kann. Selbständige Leistungen erfordern 
ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechen­
des selbständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter 
Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte 
geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen.) 
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 9)
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Vergütungsgruppe VII

1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst 
und im Außendienst, deren Tätigkeit gründliche und viel­
seitige Fachkenntnisse erfordert.

(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brau­
chen sich nicht auf das gesamte Gebiet der Verwaltung 
[des Betriebes], bei der der Angestellte beschäftigt ist, zu 
beziehen. Der Aufgabenkreis des Angestellten muß aber 
so gestaltet sein, daß er nur beim Vorhandensein gründli­
cher und vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß be­
arbeitet werden kann.)*
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 9)

li

Die Protokollnotizen Nr. 9 und 13 sind für die Entscheidung des Rechtsstreits 

nicht von Bedeutung.

3. Das Landesarbeitsgericht hat lediglich zu 01 der Tätigkeiten des Klägers in 

der "Tätigkeitsdarstellung und -bewertung“ vom 31. Mai 1999 eigene Ausführungen 

zum Arbeitsvorgang gemacht. Es ist insoweit von einem einzigen einheitlichen Vor­

gang ausgegangen. Es ist im übrigen ersichtlich von der Annahme des Arbeitsgerichts 

ausgegangen, es handele sich entsprechend der 'Tätigkeitsdarstellung und - 

bewertung" vom 31. Mai 1999 um weitere fünf Arbeitsvorgänge, lediglich der prozen­

tuale Anteil der Arbeitsvorgänge an der Gesamtarbeitszeit des Klägers sei streitig. 

Zwar können die Arbeitsvorgänge nicht unstreitig gestellt werden. Es handelt sich da­

bei um eine Rechtsfrage. Darauf kommt es aber hier nicht an. Für die Entscheidung 

des Rechtsstreits ist es letztlich unerheblich, aus welchen Arbeitsvorgängen die Tätig­

keit des Klägers besteht. Denn ihm steht bei jedem denkbaren Zuschnitt der Arbeits­

vorgänge kein Anspruch auf die von ihm geforderte Vergütung zu.

4. Der Kläger kann nur im Wege der Bewährung aus der VergGr. V b in die von 

ihm für sich beanspruchte VergGr. IV b aufgestiegen sein, wenn die Voraussetzungen 

wenigstens eines Tätigkeitsmerkmals der VergGr. V  b vorliegen. Nach dem für die Ta­

rifauslegung maßgeblichen Wortlaut und nach dem tariflichen Gesamtzusammenhang 

ist indessen nicht erforderlich, daß die Voraussetzungen der VergGr. V c Fallgr. 1 a 

und die der VergGr. VI b Fallgr. 1 a sowie die der VergGr. VII Fallgr. 1 a erfüllt sind und 

anschließend, ob die Merkmale der VergGr. V b Fallgr. 1 a vorliegen. Weder der Tarif­

wortlaut noch der tarifliche Gesamtzusammenhang lassen den Schluß zu, daß die
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Vergütungsgruppen hier in der Weise aufeinander aufbauen, daß zunächst die Tätig­

keitsmerkmale der niedrigeren Vergütungsgruppe erfüllt sein müßten und dann erst zu 

prüfen ist, ob auch die Voraussetzungen der höheren Vergütungsgruppe vorliegen. 

Das wird nämlich von den Tarifvertragsparteien im öffentlichen Dienst dadurch ge­

kennzeichnet, daß sie für solche echte Aufbaufallgruppen ein "Herausheben" aus den 

Tätigkeitsmerkmalen der nächst niedrigeren Vergütungsgruppe ausdrücklich vor­

schreiben. Das ist hier nicht der Fall. Vielmehr fehlt es bei den hier angeführten Tätig­

keitsmerkmalen an der sonst typischen Summierung von qualifizierenden und Heraus­

hebungsmerkmalen. Zwar haben die Tarifvertragsparteien in einzelnen Fällen die Ver­

gütungsgruppen auch dadurch bestimmt, daß sie qualifizierende Merkmale zu einer in 

einer niedrigeren Vergütungsgruppe genannten Tätigkeit normiert haben (zB in 

VergGr. V b Fallgr. 1 a und VergGr. VII, VI b und V c jeweils Fallgr. 1 a durch den 

Klammerzusatz). Daraus kann jedoch kein allgemeines Prinzip erhoben werden, daß 

die Tätigkeitsmerkmale der allgemeinen Vergütungsgruppen des Allgemeinen Teils der 

Anlage 1 a zum BAT für eine bestimmte Tätigkeit stets die Erfüllung der Voraussetzun­

gen der niedrigeren Vergütungsgruppe voraussetzen. Im Gegenteil wird die Erfüllung 

von Tätigkeitsmerkmalen einer niedrigeren Vergütungsgruppe nur dann verlangt, wenn 

dies - wie auch sonst tarifüblich - in den Tätigkeitsmerkmalen der höheren Vergütungs­

gruppe ausdrücklich ausgewiesen ist. Das ist in VergGr. V b Fallgr. 1 a hinsichtlich des 

Tätigkeitsmerkmals der VergGr. VI b Fallgr. 1 a nicht der Fall (vgl. Senat 11. Juli 1986 

- 4 A Z R  176/85 - AP MTB II §21 Nr. 7; vgl. zu "echten" Aufbaufallgruppen zB Senat 

24. September 1980 - 4 AZR 727/78 - BAGE 34, 158; an den abweichenden Ausfüh­

rungen zu I1 1 b bb (3) der Gründe im Urteil vom 10. Dezember 1997 - 4 AZR 221/96 - 

AP BAT 1975 §§ 22, 23 Nr. 237 hält der Senat nicht fest). Es handelt sich hier nicht um 

Heraushebungsmerkmale, sondern lediglich um höhere Anforderungen.

a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Kläger erfülle die Vorausset­

zungen der VergGr. V c Fallgr. 1 a. Das läßt Rechtsfehler nicht erkennen. Die Revision 

hat insoweit keine Rüge ausgebracht.

b) Das Landesarbeitsgericht hat weiter angenommen, der Kläger erfülle nicht die 

Voraussetzungen der VergGr. V b Fallgr. 1 a. Es hat ausgeführt, es habe nicht festge­

stellt werden können, daß der Kläger mindestens zur Hälfte seiner Arbeitszeit gründli­

che, umfassende Fachkenntnisse benötige, um die ihm übertragenen Aufgaben bewäl­

tigen zu können, und zwar weder bei einer einzelnen Betrachtung der Arbeitsvorgänge 

noch bei der tariflich gebotenen Gesamtschau.
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Zwar verfüge der Kläger über gründliche, umfassende Fachkenntnisse, sie 

seien aber für die Tätigkeit des Klägers nicht erforderlich. Das Merkmal "gründliche, 

umfassende Fachkenntnisse" sei dabei nur dann für den gesamten Arbeitsvorgang 

festzustellen, wenn der Kläger diese für die Tätigkeiten innerhalb des Arbeitsvorganges 

in rechtserheblichem Maße benötige. Dies könne nur angenommen werden, wenn zu­

mindest der "Arbeitsvorgang 01 “ - Bearbeiten der Anträge auf Befreiung vom Bauver­

bot für Hochbauten, bauliche Anlagen oder Anlagen der Außenwerbung (einschließlich 

Festsetzen der Verwaltungskosten) an Straßen des überörtlichen Verkehrs -, der 45 % 

oder 40 % der Arbeitszeit belege, diese Voraussetzung erfülle, nachdem lediglich der 

"Arbeitsvorgang 06" - Fertigen von Stellungnahmen an die Baugenehmigungsbehörde 

oder selbständige Genehmigung einschließlich Festsetzung der Auslagen in schwieri­

gen Fällen -, der 20 % oder 12 % der Arbeitszeit des Klägers ausfülle, unstreitig diese 

Voraussetzung erfülle und der "Arbeitsvorgang 02" mit 10 % oder 5 % zusammen mit 

dem "Arbeitsvorgang 06" die erforderlichen 50 % Zeitanteil nicht erreichten.

Es könne anhand der vorgetragenen Beispiele indes nicht festgestellt werden, 

daß der Kläger zur Bewältigung der im Arbeitsvorgang 01 beschriebenen Aufgaben im 

rechtserheblichen Maße umfassende, gründliche Fachkenntnisse benötige. Das stellt 

es im einzelnen dar und führt weiter aus, nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 

stehe außerdem fest, daß der Kläger in schwierigen Sach- und Rechtsfragen stets die 

- nicht nur organisationstheoretische - Möglichkeit gehabt habe, die Entscheidungen 

mit seinem Vorgesetzten Dezernenten zu erörtern, der ihm in Einzelfällen Bearbei­

tungshinweise gegeben habe. Auch bei der nach § 22 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2 BAT 

gebotenen Gesamtbetrachtung aller Arbeitsvorgänge im Tätigkeitsbereich des Klägers 

ergebe sich nicht, daß die Gesamtaufgaben nur mit gründlichen, umfassenden Fach­

kenntnissen zu bewältigen seien. Nur wenn sich das gesamte Tätigkeitsgebiet aus 

verschiedenen Arbeitsvorgängen zusammensetze, die zwar nicht für sich betrachtet 

ein besonders breit angelegtes und tiefgehendes Fachwissen voraussetzten, aber in 

ihrer Gesamtheit nur bei Vorliegen dieser Voraussetzungen bewältigt werden könnten, 

könne die tariflich geforderte Steigerung bejaht werden. Dies sei hier aber nicht der 

Fall. Denn sämtliche weiteren beschriebenen Tätigkeiten bezögen sich im wesentli­

chen auf den gleichen, relativ eng begrenzten Arbeitsbereich im Sachgebiet 11, näm­

lich auf straßenrechtliche Fragen im Zusammenhang mit Anbauten an Straßen. Die 

Anforderung an die Fachkenntnisse sei nicht dadurch erfüllt, daß es sich um die Bear­

beitung eines Widerspruchs handele. Hierbei seien keine höhere Sorgfalt oder breitere 

Fachkenntnisse anzuwenden als bei dem Ausgangsbescheid. Soweit in einem Wider-
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Spruch weitere Argumente aufträten, beträfen diese in der Regel bekannte Fragen des 

Sachgebiets oder die technischen oder tatsächlichen Gegebenheiten, die ggf. unter 

erneuter Hinzuziehung der Straßenmeisterei zu klären seien. Im Zweifel könne der 

Kläger bei seinem Vorgesetzen Rücksprache nehmen. Im inneren Zusammenhang mit 

den straßenbaurechtlichen Fragen stünden auch die "Arbeitsvorgänge 05 und 06", 

wobei sich allein die Besonderheit, daß in letzterem Arbeitsvorgang von beiden Partei­

en besonders vertiefte Kenntnisse vorausgesetzt würden, nicht auf die Gesamtbeur­

teilung der übertragenen Tätigkeit auswirke. Die zu beantwortenden Sach- und 

Rechtsfragen in den "Arbeitsvorgängen 05 und 06" beträfen kein so grundlegend an­

ders angelegtes Sachgebiet, für das im wesentlichen andere Kenntnisse verlangt wür­

den. Deswegen erscheine die gesamte Tätigkeit nicht in einem anderen Licht. Eine 

andere Bewertung sei schließlich nicht durch den "Arbeitsvorgang 03" - Verfolgen von 

Ordnungswidrigkeiten gern. § 23 FStrG und § 61 NStrG - geboten. Auch hierbei han­

dele es sich im Kern um ähnliche tatsächliche und rechtliche Fragestellungen innerhalb 

desselben Sachgebietes.

c) Dem Landesarbeitsgericht ist entgegen der Auffassung der Revision kein revi­

sibler Fehler unterlaufen.

Nach ihrem Obersatz soll das Landesarbeitsgericht überhöhte Anforderungen 

an die Erfüllung des Merkmals "gründliche, umfassende Fachkenntnisse" gestellt ha­

ben, womit gerügt wird, das Landesarbeitsgericht habe trotz richtiger Auslegung dieser 

Anforderung diese bei der Subsumtion wieder verlassen. Außerdem sollen die Urteils­

gründe in entscheidungserheblichen Punkten widersprüchlich und damit fehlerhaft 

sein. Beides ist nicht der Fall.

aa) Daß der gesamte Aufgabenbereich gründliche, umfassende Fachkenntnisse 

voraussetze, soll sich nach Auffassung der Revision aus den Feststellungen des Lan­

desarbeitsgerichts ergeben. Zunächst führe das Landesarbeitsgericht zwar aus, daß 

die zu erledigenden Aufgaben "einen speziellen, fachlich begrenzten Aufgabenbereich" 

beträfen. Von einem entsprechend ausgebildeten Verwaltungsangestellten sei zu er­

warten, daß er sich "in dieses spezielle, aber doch überschaubare und abgeschlossene 

Gebiet" einarbeite. Desweiteren müsse der Kläger, auch wenn er auf Grund seines von 

ihm vorgehaltenen Fachwissens und seiner beruflichen Erfahrung dazu in der Lage sei, 

"die bautechnische Seite der Auftragsbearbeitung" nicht eigenständig beurteilen. Ande­

rerseits gehe das Landesarbeitsgericht davon aus, daß im Aufgabenbereich 01 schwie­

rige Sach- und Rechtsfragen zu klären seien, die, so sei auf Grund der Ausführungen
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des Landesarbeitsgerichts zu folgern, auch nach der Auffassung des Landesarbeitsge­

richts gründliche, umfassende Fachkenntnisse erforderten.

Diese Rüge ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat lediglich daraus, 

daß der Kläger in schwierigen Sach- und Rechtsfragen stets die Möglichkeit hatte, die 

Entscheidungen mit seinem Vorgesetzten Dezernenten zu erörtern, der ihm in Einzel­

fällen Bearbeitungshinweise gegeben hatte, den Schluß gezogen, daß eine entspre­

chende Steigerung der Fachkenntnisse nach Tiefe und Breite, nach Qualität und 

Quantität gegenüber dem Merkmal "gründliche und vielseitige Fachkenntnisse" nicht 

habe festgestellt werden können. Zudem sind die Ausführungen des Berufungsgerichts 

in Abgrenzung zu der Entscheidung der Vierten Kammer des Landesarbeitsgerichts 

Niedersachsen vom 7. Juni 1995 - 4 Sa 2327/94 E - erfolgt, auf welche Entscheidung 

sich der Kläger stets gestützt hatte und nach der auf das Vorliegen des Merkmals 

"gründliche, umfassende Fachkenntnisse" auf Grund des "Auf-sich-allein-gestellt- 

seins" jenes Klägers habe geschlossen werden können.

bb) Die Revision beanstandet weiter, das Landesarbeitsgericht habe sich auf das 

Ergebnis der Beweisaufnahme gestützt, obwohl die Angaben der Zeugen R und L eine 

solche Beurteilung nicht rechtfertigten. Nach Auffassung der Revision habe die Be­

weisaufnahme ergeben, daß von den Vorgesetzten in der Regel auf Bearbeitungshin­

weise verzichtet worden sei und daß der Kläger habe selbst entscheiden können, wel­

che Fälle er zum Gegenstand einer gemeinsamen Erörterung gemacht habe. Hinweise 

habe es - in Ausnahmefällen - offenbar nur dann gegeben, wenn "weitere Planungen 

aus anderen Bereichen des Hauses zu berücksichtigen waren". Nicht nachvollziehbar 

sei in diesem Zusammenhang der Hinweis des Landesarbeitsgerichts, wonach es in 

der Natur der Sache liege, wenn "einem erfahrenen und fachlich so kompetenten Mit­

arbeiter wie dem Kläger keine näheren Hinweise zur Sach- bzw. Rechtsbeurteilung 

erteilt werden müssen".

Die Revision übersieht dabei, daß das Landesarbeitsgericht nicht lediglich auf 

die Aussage des Zeugen R abgestellt hat, sondern in erster Linie auf die des Zeugen L 

und lediglich darauf eingegangen ist, daß der Zeuge R nur in Ausnahmefällen Hinwei­

se gegeben hat.

cc) Die Revision meint weiter, aus den weiteren Ausführungen sei die Wider­

sprüchlichkeit der Argumentation des Landesarbeitsgerichts deutlich zu entnehmen. Es 

gehe nicht, wie dort zum Nachweis des Zirkelschlusses ausgeführt werde, darum, daß
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der fachkundige, in größerem Umfang selbständig arbeitende Sachbearbeiter zur Er­

füllung seiner Aufgaben nicht notwendig über ein gesteigertes Fachwissen verfügen 

müsse. Es gehe auch nicht, wie vom Landesarbeitsgericht fälschlicherweise ausge­

führt, um die Leistungsfähigkeit des Angestellten. Vielmehr gehe es darum, daß der 

Kläger, wie vom Landesarbeitsgericht grundsätzlich festgestellt, auch bei schwieriger 

Sach- und Rechtslage in der Regel ohne Rücksprache und ohne Bearbeitungshinweise 

durch Vorgesetzte selbständig entscheide, was nach den eigenen Vorgaben des Lan­

desarbeitsgerichts ein in der Breite und Tiefe gesteigertes Fachwissen voraussetze.

Auch das greift zu kurz. Die Revision verkennt, daß das Landesarbeitsgericht 

in Abgrenzung zu der Entscheidung der Vierten Kammer des Landesarbeitsgerichts 

Niedersachsen vom 7. Juni 1995 - 4 Sa 2327/94 E - versucht hat, den Unterschied zu 

dieser Entscheidung herauszuarbeiten. Weil hier der Kläger nicht auf sich allein gestellt 

ist, war der Schluß der Vierten Kammer auf das Vorliegen des tariflichen Merkmals 

"umfassende, vielseitige Fachkenntnisse" nicht möglich.

dd) Die Darstellung der Revision, daß der Kläger, wie vom Landesarbeitsgericht 

grundsätzlich festgestellt worden sei, auch bei schwieriger Sach- und Rechtslage in der 

Regel ohne Rücksprache und ohne Beratungshinweise durch Vorgesetzte selbständig 

entscheide, was nach den eigenen Vorgaben des Landesarbeitsgerichts ein in der 

Breite und Tiefe gesteigertes Fachwissen voraussetze, ist so nicht richtig.

Das Landesarbeitsgericht hat vielmehr darauf abgestellt, daß der Kläger in 

schwierigen Sach- und Rechtsfragen stets die Möglichkeit hatte, die Entscheidung mit 

seinem Vorgesetzten Dezernenten zu erörtern, der ihm in Einzelfällen Bearbeitungs­

hinweise gegeben hat, der Kläger also nicht auf sich allein gestellt gewesen sei und 

daraus den Schluß gezogen, das Merkmal umfassende, vielseitige Fachkenntnisse 

liege deswegen im Gegensatz zu dem von der Vierten Kammer des Landesarbeitsge­

richts Niedersachsen entschiedenen Fall nicht vor.

Es hat aber nicht zum Ausdruck gebracht, das Merkmal sei gegeben, wenn 

der Kläger in Fällen mit schwierigen Sach- und Rechtsfragen auf diese Erörterungs­

möglichkeit verzichtet hat oder Hinweise nicht gegeben wurden. Das Landesarbeitsge­

richt hat vielmehr darauf abgestellt, daß es sich bei der Bearbeitung der Anträge auf 

Befreiung vom Bauverbot für Hochbauten und bauliche Anlagen oder Anlagen der Au­

ßenwerbung an Straßen des überörtlichen Verkehrs um einen speziellen, fachlich be­

grenzten Aufgabenbereich handele, der nur zu einem Teil komplexe Feststellungen 

und Abwägungen voraussetze. Um über Ausnahmegenehmigungen entscheiden zu
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können, müsse der Kläger über die bereits festgestellten gründlichen, vielseitigen 

Kenntnisse einschlägiger Bestimmungen des besonderen Verwaltungsrechts mit stra­

ßenbaulichem Bezug und des allgemeinen Verwaltungsrechts verfügen und hat das im 

einzelnen ausgeführt. Es hat nicht zu erkennen vermocht, warum die Auslegung und 

Anwendung des mit der Aufgabenstellung "im Arbeitsvorgang 01" verbundenen Norm­

geflechts gegenüber gründlichen, vielseitigen Fachkenntnissen in der Breite und Tiefe 

gesteigerten Anforderungen unterliege. Hierbei könne von einem entsprechend ausge­

bildeten Verwaltungsangestellten erwartet werden, daß er sich in dieses spezielle, aber 

doch überschaubare und abgeschlossene Gebiet einarbeite. Die verschiedenen ver­

waltungsrechtlichen Vorschriften beträfen im Kern das gleiche Abwägungsschema, 

ohne daß hierfür eine besondere Aus- oder Fortbildung oder die Kenntnis einer kompli­

zierten, sich ständig ändernden Rechtsprechung erforderlich sei. Es veränderten sich 

- wie auch sonst im Recht - immer nur einzelne Module, die bei Abwägung vom Kläger 

zu berücksichtigen seien. Jedenfalls sei die gegenteilige pauschale Behauptung des 

Klägers nicht durch solche Beispiele unterlegt, die den Schluß zuließen, daß sich in­

nerhalb des Tätigkeitsbereichs die Rechtslage häufig ändere und die Bearbeitung des­

halb nur bei umfassender Kenntnis der rechtlichen Bezüge bewältigt werden könne. 

Die angeführten Beispiele seien vielmehr ein Beleg für die vorauszusetzenden gründli­

chen, vielseitigen Rechtskenntnisse. Die "an den Arbeitsvorgang 01" zu stellenden 

Anforderungen bei der Ermittlung und Bewertung der Tatsachen und deren Subsumti­

on setzten eine Einschätzung der Risiken des Straßenverkehrs voraus und verlangten 

darüber hinaus ein gewisses technisches Grundverständnis. Dies begründe aber 

ebenfalls keine weitere Heraushebung bei der Beurteilung der erforderlichen Fach­

kenntnisse. Bei der Beachtung der Verkehrssituationen müsse der Kläger stets den 

von ihm geschilderten Umstand beachten, daß von außerorts gefahrenen erhöhten 

Geschwindigkeiten besondere Fahrgefahren ausgingen, die sich insbesondere beim 

Linksabbiegen sowie beim Parken an der Straße auswirkten, zumal bei Dunkelheit, 

und zudem zu bedenken sei, daß Fußgänger, vor allem Kinder und ältere Leute, an 

solchen Straßen besonders gefährdet seien. Dabei handele es sich jedoch um Fakto­

ren, die jedem Verkehrsteilnehmer ohne weiteres einsichtig seien und die von einem 

Sachbearbeiter, der Anträge auf Befreiung vom Bauverbot an Straßen des überörtli­

chen Verkehrs bescheiden müsse, nach normaler Einarbeitung ohne weiteres einge­

schätzt werden könnten.

Erst dann hat es sich von der Entscheidung der Vierten Kammer des Landes­

arbeitsgerichts Niedersachsen abgegrenzt.
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Im übrigen indiziert eine schwierige Sach- und Rechtslage nicht stets gründli­

che, umfassende Fachkenntnisse im Tarifsinne.

ee) Die Revision rügt, das Landesarbeitsgericht habe verkannt, daß der Kläger 

schlüssig dargelegt habe, daß die Bearbeitung schwieriger Sach- und Rechtsfragen 

- mit der damit notwendig verbundenen Abstufung der vom Kläger unstreitig vorgehal­

tenen gründlichen, umfassenden Fachkenntnisse - in rechtserheblichem Maße vor­

komme.

Sollte damit die Nichtberücksichtigung entscheidungserheblicher Umstände 

gemeint sein, ist nicht dargelegt, wo der Kläger diesen nach Auffassung der Revision 

schlüssigen Vortrag gehalten haben will. Es ist nicht Aufgabe des Senats, die umfang­

reichen Vorakten nach schlüssigem Sachvortrag des Klägers durchzusehen.

ff) Die Revision hält es für "bemerkenswert“, daß das Landesarbeitsgericht da­

von ausgehe, daß bei Ausübung des Arbeitsvorgangs 06 "besonders vertiefte Kennt­

nisse" vorausgesetzt würden. Dies ergebe sich, wenn auch indirekt, aus den Entschei­

dungsgründen. Auch hier zeige sich ein Widerspruch zu den vorangegangenen, von 

der Revision beanstandeten Ausführungen im landesarbeitsgerichtlichen Urteil. Die 

unbestritten gesteigerten Anforderungen beim Arbeitsvorgang 06 würden dem Kläger 

unabhängig davon attestiert, ob er diesbezüglich Bearbeitungshinweise und Entschei­

dungshilfen von seinen Vorgesetzten erhalte oder nicht.

Dabei wird nicht deutlich, was gerügt wird. Das Landesarbeitsgericht hat die 

Einschätzung der Parteien zum "Arbeitsvorgang 06“ - Fertigen von Stellungnahmen an 

die Baugenehmigungsbehörde oder selbst. Genehmigung einschl. Festsetzen der 

Auslagen in schwierigen Fällen - übernommen. Aus seiner Sicht kam es auf diese Tä­

tigkeit nicht an, sonach auch nicht auf die von keiner Seite angesprochene Frage, ob 

der Kläger insoweit Bearbeitungshinweise und Entscheidungshilfen erhält oder nicht.

gg) Auch die vom Berufungsgericht angestellte zusammenfassende Betrachtung 

aller Arbeitsvorgänge hält die Revision für rechtsfehlerhaft. Das Landesarbeitsgericht 

soll auch von überhöhten Anforderungen ausgegangen sein; in der Lesart der Revision 

heißt das, daß das Landesarbeitsgericht zwar gesehen habe, daß es sich bei dem 

Merkmal "gründliche, umfassende Fachkenntnisse", das nach dem Klammerzusatz zu 

VergGr. V b Fallgr. 1 a eine Steigerung der Fachkenntnisse gegenüber den "gründli­

chen und vielseitigen Fachkenntnissen" der Tiefe und Breite nach erfordert, um einen 

typischen Anwendungsfall zu einer zusammenfassenden Betrachtung handelt, aber bei
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der zusammenfassenden Betrachtung selbst die erforderliche Breite und Tiefe der ein­

zusetzenden Fachkenntnisse verkannt habe.

Die Revision führt aus, zugunsten des Klägers sei nach dem vom Landesar­

beitsgericht festgestellten Sachverhalt davon auszugehen, daß der Kläger im Hinblick 

auf "Arbeitsvorgang 06" zu einem Anteil von 20 % an der Gesamtarbeitszeit Aufgaben 

erledige, die den Anforderungen der begehrten Vergütungsgruppe genügten. Es sei 

weiter festgestellt, daß der "Arbeitsvorgang 01" die Bearbeitung schwieriger Sach- und 

Rechtsfragen enthalte. Unabhängig davon, ob der Kläger im letztgenannten Bereich 

ohne jegliche Rücksprachen und Bearbeitungsweise auskomme, dränge sich auf, daß 

bei zusammenfassender Betrachtung aller Arbeitsvorgänge zum zeitlich überwiegen­

den Anteil die vom Kläger unbestritten vorgehaltenen gründlichen, umfassenden Sach­

kenntnisse auch tatsächlich benötigt würden.

Damit ist indes nicht aufgezeigt, daß das Landesarbeitsgericht § 22 Abs. 2 

Unterabs. 2 Satz 2 BAT verkannt hat. Denn das Landesarbeitsgericht befaßt sich in­

soweit mit sämtlichen Arbeitsvorgängen und kommt zu dem Ergebnis, bei der Erledi­

gung der in jedem Arbeitsvorgang anfallenden Arbeiten seien gleiche oder wesentlich 

gleiche Fachkenntnisse anzuwenden, so daß auch eine zusammenfassende Betrach­

tung nicht die erforderliche Breite (= Umfang) der anzuwendenden Fachkenntnisse 

ergeben könne. Dem stellt die Revision lediglich den "Arbeitsvorgang 06" gegenüber, 

der, den Vortrag des Klägers als richtig unterstellt, 20 % seiner Arbeitszeit ausmacht. 

Abgesehen davon, daß das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt hat, daß der "Ar­

beitsvorgang 01" die Bearbeitung schwieriger Sach- und Rechtsfragen enthält, sondern 

lediglich, daß der Kläger in schwierigen Sach- und Rechtsfragen stets die Möglichkeit 

hatte, die Entscheidung mit seinem Vorgesetzten Dezernenten zu erörtern, der ihm in 

Einzelfällen Bearbeitungshiriweise gegeben hat, indiziert eine schwierige Sach- und 

Rechtslage nicht stets gründliche, umfassende Fachkenntnisse im Tarifsinne. Es geht 

zunächst um die Breite der Fachkenntnisse. Die Revision zeigt nicht auf, daß in jedem 

oder doch in mehreren Arbeitsvorgängen jeweils andere Fachkenntnisse anzuwenden 

sind. Davon ist auch nicht auszugehen, nachdem der Kläger lediglich in "Angelegen­

heiten Straßenrecht", und zwar in erster Linie mit "Anbau an Verkehrsstraßen", also auf 

einem eng begrenzten Teilgebiet tätig ist. Die Revision meint zwar, es dränge sich auf, 

daß bei zusammenfassender Betrachtung aller Arbeitsvorgänge zum zeitlich überwie­

genden Anteil die vom Kläger unbestritten vorgehaltenen gründlichen, umfassenden 

Fachkenntnisse auch tatsächlich benötigt würden. Warum das aber im Gegensatz zu 

den Ausführungen des Berufungsgerichts so sein soll, sagt sie nicht.
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Da die Voraussetzungen der VergGr. V b Fallgr. 1 a nicht vorliegen, ist der 

Kläger nicht im Wege der Bewährung aus der VergGr. V b in die VergGr. IV b aufge­

stiegen.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Schliemann Wolter Friedrich

Jürgens Gotsche
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